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Souveränität im Wandel: die Rolle 
der Bundesstaaten in der indischen 
Außenpolitik
Henrik Maihack und Johannes Plagemann
Am 18. September 2012 verkündete die Regierungschefin des ostindischen Bundesstaa-
tes Westbengalen den Rückzug ihrer Regionalpartei aus der nationalen Regierungs-
koalition United Progressive Alliance (UPA). Grund hierfür war die Entscheidung der 
Zentralregierung in Neu-Delhi, ausländische Direktinvestitionen im Einzelhandel zu-
zulassen. Die UPA ist seitdem auf die Unterstützung von zwei Regionalparteien außer-
halb der Koalition angewiesen.
Analyse 
Regionalparteien spielen sowohl auf zentraler Ebene als auch in den Bundesstaaten In-
diens eine zunehmend wichtige Rolle. 
  Parteien, die meist nur in einem indischen Bundesstaat vertreten sind, haben im Ver-
lauf der letzten Jahre ihren Einfluss auf klassische nationale Politikfelder sukzessive 
steigern können. Dies betrifft auch die indische Außenpolitik. Ursächlich ist das im-
mer erfolgreichere Abschneiden von Regionalparteien. Als Mehrheitsbeschaffer für 
die Zentralregierung nehmen diese mehr regional als ideologisch verankerten Par-
teien die Rolle von Vetospielern ein. 
  In der laufenden Legislaturperiode kam es immer wieder zu Fällen, in denen Regio-
nalparteien über ihren Einfluss in der nationalen Regierungskoalition wichtige Ent-
scheidungen der Außenpolitik gegen die Interessen des nationalen außenpolitischen 
Establishments verändern konnten. 
  Beispielhaft ist der Einfluss der All India Trinamool Congress (TMC) im Bundestaat 
Westbengalen auf die indischen Beziehungen zu Bangladesch und der der Regio-
nalpartei Dravida Munnetra Kazhagam (DMK) aus dem Bundestaat Tamil Nadu auf 
das Abstimmungsverhalten Indiens im UN-Menschenrechtsrat bei einer Resolution, 
die die Regierung Sri Lankas kritisiert. In beiden Fällen vertreten Regionalparteien 
aus einzelnen Bundesstaaten gegenüber angrenzenden Nachbarstaaten eigene poli-
tische Positionen, die dem vage formulierten „nationalen Interesse“ widersprechen. 
  Der Bedeutungsgewinn der Bundesstaaten und Regionalparteien illustriert einen 
breiteren Prozess des Wandels von nationaler Souveränität nach innen und außen: 
Die Stimmengewinne von Regionalparteien und das abnehmende Ansehen von na-
tionalen Parteien erlauben es regionalen Akteuren, auch Einfluss auf eine vormals 
streng zentralisierte Außenpolitik zu nehmen. 
Schlagwörter: Indien, Außenpolitik, indische Bundesstaaten, Souveränität
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Einleitung
Die Wahrung nationaler Souveränität spielt seit der 
Unabhängigkeit im Jahr 1947 eine herausragende 
Bedeutung in Indiens Außenpolitik. Während des 
Kalten Krieges war Indien unter Premierminister 
Nehru Gründungsmitglied des Non-Alignment 
Movement (NAM), das die Unabhängigkeit der 
Außenpolitik seiner Mitglieder von den USA und 
der Sowjetunion zum expliziten Ziel hatte. Heu-
te verfolgt Indien eine zunehmend pragmatische 
Außenpolitik, die den stetigen Ausbau von stra-
tegischer Handlungsautonomie in den Außenbe-
ziehungen vorsieht. Bestandteil dessen ist die Ent-
wicklung von flexiblen Bündnissen, die zum Ziel 
haben, die notwendige Armutsbekämpfung im In-
neren und Indiens sicherheitspolitische Interessen 
vor allem gegenüber China und Pakistan durchset-
zen zu können. Dazu gehört auch eine vergleichs-
weise große Skepsis gegenüber multilateralen Ins-
titutionen und Indiens schwache Beteiligung an der 
Bereitstellung globaler öffentlicher Güter, die die-
se Interessendurchsetzung aus indischer Sicht zu-
mindest kurz- bis mittelfristig einschränken könn-
ten (Maihack 2012). So steht Indiens Regierung 
der Errichtung supra-nationaler Organisationen 
und/oder internationaler Regime eher skeptisch 
gegenüber. Beispielhaft ist Indiens bisherige – 
während der Klimaverhandlungen Ende 2012 in 
Doha erneut unterstrichene – Absage an interna-
tional verbindliche Klimaziele, die auch Indien 
zu CO2-Emmisionsreduktionen zwingen würden. 
Ein weiteres Beispiel ist die mangelnde Bereit-
schaft Indiens, dem Internationalen Strafgerichts-
hof beizutreten. Während Befürworter von durch-
setzungsstarken globalen Regimen und der damit 
zwangsläufig verbundenen Abgabe von nationa-
ler Souveränität die Notwendigkeit der Umset-
zung global gültiger Werte und Politikinhalte für 
die Lösung zunehmend transnationaler Herausfor-
derungen betonen, fürchten Indiens Außenpoliti-
ker eher die einseitige Durchsetzung der Interessen 
des Westens und die Einmischung in innere Ange-
legenheiten. Hierin ähnelt Indien anderen aufstre-
benden Ländern wie China und Brasilien.
In der Praxis wird die indische Außenpolitik 
traditionell zentralistisch vom Amt des Premier-
ministers dominiert (Tharoor 2012). Das Außenmi-
nisterium hat bei der Gestaltung von Außenpolitik 
kaum eigenen Spielraum und ist mit ca. 800 Diplo-
maten stark unterbesetzt. Das entspricht ungefähr 
der Anzahl von Diplomaten, die dem Kleinstaat 
Singapur zur Verfügung stehen. China demgegen-
über verfügt über 6.000 Diplomaten (Roepstorff 
2013). In den politischen Parteien gibt es nur we-
nige etablierte Außenpolitiker. Für Parlamentari-
er und Nachwuchspolitiker bietet außenpolitisches 
Interesse kaum Profilierungsmöglichkeiten beim 
Kampf um Direktmandate in oftmals sozioökono-
misch wenig entwickelten, politisch umkämpften 
und meist ländlichen Wahlkreisen – ca. 65 Prozent 
der indischen Bevölkerung leben auf dem Land –, 
es sei denn mit eher populistischen Kommentaren 
gegenüber dem Erzfeind Pakistan. Auch in den na-
tionalen Medien wird Außenpolitik von einem ver-
gleichsweise kleinen Expertenzirkel kommentiert, 
der sich vor allem aus ehemaligen Diplomaten, Be-
amten und Militärs im Ruhestand zusammensetzt. 
Dieser kleine Kreis des außenpolitischen Establish-
ments in Neu-Delhi interpretiert die Formulierung 
von Außenpolitik daher auch in eher technokrati-
scher Art und Weise. Außenpolitik wird in Indien 
demnach in einem bisher nur mangelhaft politisch 
definierten „nationalen Interesse“ und daher nati-
onal von Bürokraten vorbereitet und vom Premi-
erminister beschlossen, so die gängige Praxis seit 
der Unabhängigkeit. Wie sich dieses nationale Inte-
resse herleitet, ist aber in der größten „Demokratie 
der Welt“ mit einem hohen Grad von Dezentrali-
sierung zunehmend umstritten. Aktuell gibt es kei-
ne klar kommunizierte außenpolitische Strategie 
der Unionsregierung, was zu immer größerer Kri-
tik aus Wissenschaft, Privatwirtschaft und Politik 
führt (z.B. Khilnani et al. 2012). So betont die indi-
sche Regierung zwar immer wieder ihr Interesse an 
einem Ausbau der Zusammenarbeit mit den Nach-
barländern, um Stabilität und wirtschaftliche Pros-
perität durch Handel in Südasien verbessern zu 
können, ohne diese Ziele jedoch in konkrete stra-
tegische bzw. mittelfristig orientierte außenpoliti-
sche Ziele und Strategien zu übersetzen. 
Gleichzeitig erheben neue Akteure Ansprü-
che bei der Formulierung der indischen Außen-
politik. Mehr als je zuvor nehmen mächtige Re-
gionalparteien aus Bundesstaaten mit nationalen 
Außengrenzen Einfluss auf die Außenpolitik mit 
den jeweiligen Nachbarstaaten. Die Durchsetzung 
von regionalen Interessen, die sich gerade aus der 
Nähe zum Ausland ergeben, unterwandert dabei 
zunehmend die von Neu-Delhi so geschätzte na-
tionale Souveränität von innen. Wachsende wirt-
schaftliche Verbindungen über Staatengrenzen in 
Südasien verstärken diesen Prozess. So betonen 
Mitarbeiter der einflussreichen Industrie- und 
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Handelskammer (FICCI) im Gespräch in Neu-De-
lhi am 22. September 2012, dass sich ihre Rolle in-
nerhalb der letzten Dekade stark verändert hat. 
Heute nehmen sie aktiv Einfluss auf die Außen- 
und Handelspolitik Indiens, vor allem im regio-
nalen Kontext. Dies sei unter anderem durch eine 
enge Kooperation mit den jeweiligen Bundesstaa-
ten möglich. Tatsächlich näherten sich die traditi-
onell wenig integrierten Staaten Südasiens inner-
halb der letzten Jahre immer mehr einander an. 
Mithin verhilft die Regionalisierung der indischen 
Parteipolitik daher transnationalen ökonomischen, 
kulturellen und ökologischen Einflüssen zur Arti-
kulation. Damit wird nicht zuletzt die Gültigkeit 
des Modells Westfälischer Souveränität selbst in-
frage gestellt (vgl. Krasner 1999). 
Regionalisierung der indischen (Partei-)Politik
Einerseits ist es das Strategie-Vakuum auf nationa-
ler Ebene, das es mächtigen Regionalparteien aus 
Bundesstaaten mit nationalen Außengrenzen er-
laubt, mehr denn je Einfluss auf die indische Au-
ßenpolitik zu nehmen. Noch entscheidender für 
die veränderten politischen Kräfteverhältnisse bei 
der Gestaltung der indischen Außenpolitik seit Be-
ginn des 21. Jahrhunderts ist jedoch der Stimmen-
verlust der nationalen Parteien und die größere 
Unterstützung von Regionalparteien bei nationa-
len Wahlen. Diese Dynamik macht den Einbezug 
von immer mehr Regionalparteien in die zentra-
le Regierungskoalition notwendig, um nationale 
Mehrheiten im indischen Unterhaus organisieren 
zu können. Dieser Stimmenverlust von nationalen 
Parteien in Wahlen auf Bundes- und Zentralstaats-
ebene, insbesondere der Kongresspartei und der 
Bharatiya Janata Party (BJP), zugunsten regiona-
ler Parteien wird mit dem Begriff Regionalisierung 
beschrieben. 
Die Kongresspartei hatte mit der Legitimität ei-
ner erfolgreichen Befreiungsbewegung, nach der 
Unabhängigkeit angeführt vom anerkannten Pre-
mierminister Jawaharlal Nehru und später seiner 
Tochter Indira Gandhi (1947-1977), zunächst allei-
ne mit großen Mehrheiten regieren können. Hierzu 
trug eine zersplitterte Opposition und das Mehr-
heitswahlsystem (first past the post) entscheidend 
bei. Unter dem Eindruck von ökonomischer Stag-
nation, autoritären Tendenzen unter Indira Gandhi 
und politischer Verkrustung, beschleunigte sich 
der Abstieg der Kongresspartei ab Mitte der 1980er 
Jahren (siehe Tabelle 1). Parallel konnte sich die 
hindu-nationalistische BJP von unter 10 Prozent im 
Jahr 1984 auf über 20 Prozent in den 1990er Jahren 
steigern. Der Aufstieg der vor allem aufgrund ihrer 
Rolle bei der Aufhetzung von militanten Hindus 
gegen Muslime in den 1990er und frühen 2000er 
Jahren kontroversen BJP sorgte für einen Gegen-
pol zur links-sozialistischen Kongresspartei auf na-
tionaler Ebene. Sie wurde vor allem für Mitglieder 
einer wachsenden urbanen hinduistischen Mittel-
schicht attraktiv. Derweil konnten Regionalpartei-
en ihren Stimmenanteil zwischen den Jahren 1984 
und 2009 mehr als verdoppeln. Es handelt sich da-
bei um eine Vielzahl von regional verankerten Par-
teien, die meist nur in einem, maximal aber in drei 
Bundestaaten zur Wahl antreten. 
Tabelle 1: Stimmanteil von nationalen und 
regionalen Parteien in der Lok Sabha 
1984-2009
1984 1989 1991 1996 1998 1999 2004 2009
K
on
gr
es
s
48.0 39.5 36.6 28.8 25.8 28.3 26.5 28.6
B
JP 7.4 11.4 20.1 20.3 25.6 23.8 22.2 18.8
L
ef
t 9.3 10.2 9.7 9.1 7.8 7.6 7.9 7.5
Re
gi
on
al
-
pa
rt
ei
en 11.2 29.2 22.9 30.2 34.0 33.7 34.6 34.6
Quelle: Kumar 2010: 79. 1
Im Hinblick auf die eigene Wählerschaft beset-
zen die Regionalparteien immer erfolgreicher vor 
allem soziale und wirtschaftliche Themen. Sie ver-
sprechen konkrete Ergebnisse in den Bereichen so-
zioökonomische Entwicklung und Bekämpfung 
von Kriminalität. Fragen, die regionale, religiöse 
oder Kasten-basierte Identitäten betreffen und in 
der Vergangenheit sowohl für regionale als auch 
für nationale Parteien oft wahlentscheidend wa-
ren, werden demgegenüber vor allem von erfolg-
1 Im Gegensatz zu Kumar (2010), wurde die Tabelle dahinge-
hend korrigiert, dass die BSP als regionale, nicht nationale 
Partei gewertet wurde. So ist ihre Wählerschaft auf einige Re-
gionen im Nordosten Indiens beschränkt, gleichwohl sie keine 
explizit regionalen Interessen vertritt (Ziegfeld 2012). 
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reichen Regionalparteien zunehmend nachrangig 
behandelt. So demonstrierte die Landtagswahl im 
Jahr 2012 in dem mit ca. 200 Millionen Einwohnern 
bevölkerungsreichsten indischen Bundesstaat Ut-
tar Pradesh in Nordindien, dass Regionalparteien 
mehr denn je mit ihren Versprechen von Armutsbe-
kämpfung durch gute Regierungsführung und ihre 
starken lokalen Parteistrukturen punkten können. 
Die in Uttar Pradesh verankerte Samajwadi Party 
(SP) gewann dabei das Kopf-an-Kopf-Rennen mit 
einer anderen Regionalpartei, der Bahujan Samaj 
Party (BSP). BJP und Kongresspartei lagen abge-
schlagen auf dem dritten und vierten Platz. Auch 
bei den Landtagswahlen in den mit jeweils 104 Mil-
lionen und 91 Millionen Einwohnern zu den bevöl-
kerungsreichsten Bundestaaten gehörenden Bihar 
(2010) und Westbengalen (2011), gewannen Regi-
onalparteien mit Wahlprogrammen, die vor allem 
Entwicklung und „Good Governance“ verspra-
chen. Sie machten erfolgreich deutlich, dass sie die 
lokalen Bedürfnisse in den Wahlkreisen besser ken-
nen als Kongresspartei und BJP. Ein Wahlkampf, 
der auf der Kastenindentität bzw. der Religionszu-
gehörigkeit der jeweiligen Wählergruppen basier-
te, war in diesen Bundesstaaten hingegen weniger 
erfolgreich. Auch das für die Kongresspartei ty-
pische dynastische Politikverständnis, das auf der 
besonderen Beliebtheit der Familie des Staatsgrün-
ders Nehru basiert, kombiniert mit dem Anpreisen 
von zentralstaatlich gelenkten Sozialprogrammen 
und eine entsprechende Wahlkampftaktik zahlten 
sich in vielen Regionalwahlen nicht mehr aus.
Der Regionalismus hat bisher keine negativen 
Auswirkungen auf die Stabilität der indischen Uni-
on und den Grad der demokratischen Konsolidie-
rung. In Indien erheben Regionalparteien nur in 
Ausnahmefällen sezessionistische Forderungen, 
bekennen sich meist explizit zur Union und haben 
ein starkes Interesse daran, in der Zentralregierung 
mitzuwirken. Im Zuge von parteipolitischer Regi-
onalisierung und der Abgabe von Entscheidungs-
befugnissen infolge von Dezentralisierungsmaß-
nahmen proklamieren optimistische Beobachter 
gar die Entstehung eines neuartigen demokrati-
schen Staatsgebildes, der „Staaten-Nation“, ge-
prägt von selbstbewussten Bundesstaaten und re-
gionalen Akteuren (Stepan, Linz und Yadav 2011). 
Tatsächlich ging der Bedeutungsverlust der Kon-
gresspartei einher mit der Abwanderung vieler eta-
blierter Politiker hin zu Parteien, deren Reichweite 
zwar geografisch beschränkt, aber politisch er-
folgsversprechender war (Ziegfeld 2012). Die der-
gestalt veränderte Stimmverteilung im Unterhaus 
des indischen Parlaments (Lok Sabha) erzwang die 
Formierung von Regierungskoalitionen unter Ein-
beziehung regionaler Parteien. So konnten seit dem 
Jahr 1984 weder die Kongresspartei noch die BJP 
ohne regionale Koalitionäre regieren. 
Infolgedessen haben Regionalparteien ihren 
Einfluss auf klassische nationale Politikfelder im-
mer weiter ausgebaut. Ein Politikfeld, das zwar im 
Wahlkampf keine Priorität hatte, aber von der Re-
gionalisierung unmittelbar betroffen ist, ist die Au-
ßenpolitik. Die aktuelle Regierungskoalition UPA, 
unter Führung der bereits seit dem Jahr 2004 als 
stärkste nationale Partei im indischen Unterhaus 
vertretenen Kongresspartei, musste sich mit dem 
ungewohnten Umstand arrangieren, dass sich der 
außenpolitische Gestaltungspielraum von Regio-
nalparteien in Indien deutlich vergrößerte. Hier-
für gibt es zahlreiche aktuelle Beispiele. 
Westbengalen/Bangladesch
Der außenpolitische Einfluss der bis September 
2012 der nationalen Regierungskoalition UPA an-
gehörenden Regionalpartei All India Trinamool 
Congress (TMC) aus dem an Bangladesch angren-
zenden Bundestaat Westbengalen veranschaulicht 
diesen Trend. Angeführt von der schillernden Mi-
nisterpräsidentin des Bundesstaates, Mamata Ba-
nerjee, sprengte die TMC im September 2011 ein in 
der Regierungskoalition – und damit auch mit der 
TMC – eigentlich bereits abgestimmtes Abkommen 
zur Aufteilung des Wassers des Teesta Flusses, der 
aus Indien nach Bangladesch fließt.2 Landwirte in 
beiden Ländern hängen bei der Bewässerung ihrer 
Felder vom Teesta ab. Im Gegenzug versprach die 
Regierung Bangladeschs erleichterten Transit für 
indische Güter über das eigene Territorium in die 
schwer zugänglichen nordöstlichen Bundesstaaten 
Indiens. In letzter Minute sagte Banerjee ihre Zu-
stimmung zu dem Abkommen und die ebenfalls 
zugesicherte Begleitung von Premierminister Man-
mohan Singh nach Dhaka wieder ab. Sie gab an, 
nun doch Nachteile für die Landwirte ihres Bun-
desstaates durch die Aufteilung des Wassers zu 
befürchten. Gleichzeitig bot das geplatzte Abkom-
men die Gelegenheit, ihren Einfluss auf nationale 
Politikformulierung den Wählern in Westbengalen 
2 Die Regelung der Nutzung von Flusswasser liegt verfassungs-
gemäß in den Händen der Bundesstaaten.
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zu demonstrieren. Dort muss die regierende TMC 
im Jahr 2013 wichtige Lokalwahlen bestreiten. 
Die Verbesserung der indischen Beziehungen zu 
den wirtschaftlich aufstrebenden Nachbarländern 
zählt jedoch zu den wenigen klar formulierten au-
ßenpolitischen Zielen der Regierung. Premiermi-
nister Singh war düpiert und musste mit leeren 
Händen nach Dhaka reisen. In der komplizierten 
Koalitionsarithmetik Indiens hatte die Blockade 
des Teesta-Abkommens de facto einen Machtzu-
wachs der im nationalen Unterhaus über ledig-
lich 19 Stimmen (von insgesamt 542 Sitzen) verfü-
genden TMC zur Folge, die noch selbstbewusster 
in der Regierungskoalition auftrat.3 Die Regierung 
Bangladeschs war enttäuscht und bis heute werden 
die bilateralen Beziehungen von der ungelösten 
„Teesta-Frage“ überschattet. Die indische Regie-
rung wartet seither vergeblich auf die Erleichte-
rung der Transitbedingungen über Bangladeschs 
Territorium. Auch in den Nachbarländern wurde 
das geplatzte Abkommen registriert. Das traditio-
nell gespannte Verhältnis des großen Indiens zu 
seinen kleineren Nachbarstaaten bleibt damit auch 
aufgrund der außenpolitischen Planungsunsicher-
heit der indischen Regierung und ihrer fragilen Ko-
alitionsdynamiken schwierig. 
Tamil Nadu/Sri Lanka
Die im südöstlichen Bundestaat Tamil Nadu ver-
tretene Regionalpartei Dravida Munnetra Kazha-
gam (DMK) ist mit 18 Sitzen im indischen Unter-
haus Teil der Regierungskoalition. Auch ihr ist es 
gelungen, die eigenen regionalen Interessen vor 
die strategischen Interessen des Zentralstaats zu 
stellen. In Tamil Nadu besteht die Bevölkerungs-
mehrheit aus hinduistischen Tamilen. Die Solidari-
tät mit der Minderheit der Tamilen im benachbar-
ten Sri Lanka, die von der dortigen Regierung in 
Colombo im Rahmen eines bis zum Jahr 2009 an-
dauernden Bürgerkrieges zwischen Militär und ta-
milischen Rebellen teilweise brutal verfolgt wur-
den und bis heute politisch marginalisiert werden, 
gehört zu den Kernforderungen der in Tamil Nadu 
aktiven Regionalparteien. In der Vergangenheit 
hatte diese Forderung keine Konsequenzen auf die 
3 Ein Konflikt über die Liberalisierung ausländischer Direkt-
investitionen im Einzelhandel führte letztendlich jedoch 
zum Ausscheiden der TMC aus der Regierungskoalition im 
September 2011. Banerjee hatte die Erpressung der Regie-
rungskoalition „von innen“ letztlich übertrieben.
Zusammenarbeit der indischen Regierung mit der 
Regierung Sri Lankas. Grundsätzlich will die Re-
gierung unter Premierminister Manmohan Singh 
die nachbarschaftlichen Beziehungen in Südasien 
ausbauen (s.u.). Dabei gehörte Sri Lanka bisher zu 
den engsten Partnern Indiens in Südasien. Bereits 
seit dem Jahr 1999 verfügt Indien über ein bilate-
rales Freihandelsabkommen, beobachtet aber mit 
Sorge, dass China in letzter Zeit die Zusammenar-
beit mit der Regierung in Colombo, z.B. beim Bau 
eines Hafens, verstärkt hat. Vor dem Hintergrund 
des Wettbewerbs zwischen Indien und China um 
Partner im indischen Ozean, wird eine gute Zu-
sammenarbeit mit Sri Lanka in Neu-Delhi als be-
sonders wichtig erachtet. Im Zweifel hatten daher 
in der Vergangenheit die außenpolitischen Interes-
sen Indiens an guten Beziehungen zur Regierung 
in Sri Lanka Vorrang vor den regionalen Interes-
sen einzelner Bundesstaaten.
Als jedoch Anfang des Jahres 2012 im UN-Men-
schenrechtsrat in Genf über eine von der US-Re-
gierung eingebrachte Resolution abgestimmt wur-
de, mit der die Regierung Sri Lankas aufgefordert 
werden sollte, Kriegsverbrechen und Menschen-
rechtsverletzungen während des Bürgerkrieges 
aufzuklären, sah sich die indische Regierung mit 
einem Dilemma konfrontiert. Im Menschenrechts-
rat hatte Indien, unter Verweis auf die nationale 
Souveränität jener Länder, in der Vergangenheit 
immer grundsätzliche Vorbehalte vor länderspezi-
fischen Resolutionen formuliert. Zudem hatte In-
dien das brutale Vorgehen der Regierung Sri Lan-
kas in der Endphase des gewaltsamen Konflikts im 
Jahr 2009 explizit gebilligt. Diese Billigung führ-
te in der vorherigen Legislaturperiode zu einem 
frühzeitigen Ausscheiden der DMK aus der damals 
ebenfalls von der Kongresspartei angeführten Re-
gierungskoalition, aus Protest gegenüber der Au-
ßenpolitik gegenüber Sri Lanka. Als die DMK im 
Jahr 2012 mit einem erneuten Verlassen der Regie-
rungskoalition drohte, stimmte die indische Regie-
rung in Genf überraschend für die Resolution, die 
schließlich mit 24 Ja- und 15 Nein-Stimmen sowie 
acht Enthaltungen angenommen wurde. Alle an-
deren im Menschenrechtsrat vertretenen Nachbar-
länder Indiens (Pakistan, China und Bangladesch) 
hatten gegen die Resolution gestimmt. Außenpoli-
tische Beobachter und Diplomaten reagierten er-
staunt. War in der letzten Legislaturperiode eine 
offene Kritik an Sri Lanka durch die indische Re-
gierung von Manmohan Singh nur schwer vorstell-
bar, stellte sich die Situation im Jahr 2012 offenbar 
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anders dar. Der große Respekt, den die indische 
Regierung traditionell vor der öffentlichen Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten gezeigt hatte, schien angesichts innenpoli-
tischer Zwänge vergessen. Erneut hatte ein kleiner 
und lediglich regional verankerter Koalitionspart-
ner die indische Außenpolitik in Südasien massiv 
beeinflusst bzw. eine Verfolgung von nationalen 
außenpolitischen Interessen, die eine engere Bin-
dung an die Nachbarländer vorsieht, verhindert. 
Einerseits ist die mangelnde Konsensfähigkeit 
der aktuellen Regierungskoalition aufgrund der 
zunehmenden Bedeutung von Regionalparteien 
eine Herausforderung für eine kohärente Verfol-
gung nationaler außenpolitischer Interessen, die 
von der Regierung vage als Stabilität, Sicherheit 
und die Herstellung wirtschaftlicher Prosperität 
in Indiens regionalem Umfeld definiert werden 
(Wagner 2009). Andererseits gibt es auch Fälle, in 
denen die Regionalisierung der indischen Politik 
durchaus zu einer progressiveren nationalen Au-
ßenpolitik beiträgt. So setzt die Landesregierung 
im an Pakistan angrenzenden Punjab die nationale 
Regierung schon seit einigen Jahren unter Druck, 
die bilateralen Handelsbeziehungen endlich zu 
verbessern. Der Punjab verspricht sich neue wirt-
schaftliche Dynamik durch den Grenzhandel – in 
einer Region, die von der Trennung von Pakistan 
und Indien im Jahr 1947 schwer betroffen war. Die 
handelspolitische Annäherung zwischen Indien 
und Pakistan im Jahr 2012 traf daher auf große Zu-
stimmung in dem von der Opposition geführten 
Bundesland. Im südlichen Bundesstaat Kerala 
wird hingegen die Außenpolitik der Zentralregie-
rung gegenüber den Golfstaaten mitbestimmt. Die 
Rückzahlungen von indischen Arbeitsmigranten in 
den Golfstaaten trägt zu gut 30 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts des Bundestaates Kerala mit sei-
nen 32 Millionen Einwohnern bei. Landespolitiker 
aus Kerala machen entsprechend regelmäßig und 
wirkmächtig auf die Bedeutung von Arbeitsplät-
zen und fairen Arbeitsbedingungen in den Golf-
staaten aufmerksam (Malik und Medcalf 2011).  
Souveränität im Wandel
Die Beispiele aus unterschiedlichen indischen Bun-
destaaten deuten darauf hin, dass die zunehmende 
Regionalisierung der indischen Politik kein rein in-
nerstaatliches Phänomen ist. Tatsächlich betrifft sie 
in einzelnen Fällen die außenpolitischen Beziehun-
gen zwischen Indien und dessen Nachbarstaaten 
sehr konkret. Angesichts der stärker werdenden 
Regionalparteien ist nicht davon auszugehen, dass 
die von nationalen Parteien angeführten Koaliti-
onsregierungen kurz- bis mittelfristig in der Lage 
sein werden, diese Regionalisierung von Außen-
politik aufzuhalten. Tatsächlich haben eine Reihe 
einzelner außenpolitischer Initiativen der gegen-
wärtigen Regierungskoalition darauf abgezielt, die 
nachbarstaatlichen Bindungen zu vertiefen. Pre-
mierminister Manmohan Singh erklärte im Jahr 
2005 die Verbesserung der Beziehungen zu allen 
Nachbarstaaten und zu weiteren asiatischen Staa-
ten zu einem der Hauptziele seiner Außenpolitik. 
So wurde ein regionaler Entwicklungsfonds ein-
gerichtet, der unter anderem Investitionen in re-
gionale Infrastruktur tätigen soll und maßgeblich 
von Indien finanziert wird. Die indische Regierung 
verfolgt weiterhin das Ziel einer südasiatischen 
Freihandelszone. Zwar verläuft der Integrations-
prozess im Rahmen des Südasiatischen Kooperati-
onsforums SAARC, nicht zuletzt wegen des unge-
klärten Kaschmir-Konfliktes zwischen Indien und 
Pakistan, stockend. Nichtsdestotrotz bleiben wirt-
schaftliche, sicherheitspolitische und der von in-
dischen Stimmen gerne zitierte gemeinsame „zi-
vilisatorische Hintergrund“ der Staaten Südasiens 
starke Argumente für die indische Regierung, eine 
verstärkte Kooperation in der Region zu beschleu-
nigen. 
Die indischen Bundesstaaten spielen hierin 
eine ambivalente Rolle. Einerseits artikulieren sie 
über ihren Einfluss auf nationaler Ebene regiona-
le Anliegen und sind damit legitimer Teil des de-
mokratischen Prozesses. Die Regionalisierung von 
Außenpolitik kann in dieser Hinsicht sogar als 
Demokratisierung von Außenpolitik interpretiert 
werden, wenn man der These folgt, dass die Re-
gionalparteien näher an den Anliegen der beson-
ders diversen indischen Bevölkerung sind (Price 
2012). Die stärkere Einflussnahme der Bundesstaa-
ten führt jedoch auch zu einer oftmals populistisch 
aufgeladenen Torpedierung der Entwicklung und 
Umsetzung einer kohärenten indischen Außenpo-
litik, wie das Beispiel des negativen Einflusses der 
TMC in Westbengalen auf die Beziehungen Indi-
ens zu Bangladesch demonstriert. Die außenpoliti-
sche Planungssicherheit der Zentralregierung wird 
hierdurch inzwischen massiv eingeschränkt. Ver-
stärkt wird diese Tendenz durch die Abwesenheit 
einer klaren außenpolitischen Strategie der Regie-
rung, die es Regionalparteien zusätzlich erleichtert, 
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außenpolitische Entscheidungen zu verändern. 
Darüber hinaus können sie aber auch Potenzia-
le zwischenstaatlicher Kooperation, vor allem in 
der Handels- und Wirtschaftspolitik, aufzeigen 
und fördern. Sie unterstützen damit das auch na-
tional formulierte Ziel einer Vertiefung des süd-
asiatischen Integrationsprozesses. Mithin gehen 
innerstaatliche und überstaatliche Regionalisie-
rung somit sogar Hand in Hand. Schließlich wird 
auch regionalen Konflikten eine nationale Bühne 
verschafft. Darin kann man die Durchsetzung von 
Partikularinteressen gegenüber dem Mehrheitsin-
teresse sehen. In jedem Fall aber befindet sich die 
nationale Souveränität im Sinne einer autonom-
zentralistisch und effektiven Außenpolitikgestal-
tung im Wandel. Mit umso größerer Spannung 
werden in Indien die nächsten nationalen Parla-
mentswahlen im Jahr 2014 erwartet. Angesichts der 
angeschlagenen Kongresspartei und der ebenfalls 
in der Kritik stehenden BJP ist durchaus eine rein 
aus Regionalparteien bestehende oder von einer 
Regionalpartei angeführte nationale Regierungs-
koalition ab dem Jahr 2014 vorstellbar. Dies wür-
de fast zwangsläufig eine weitere Regionalisierung 
außenpolitischer Entscheidungsfindung bedeuten.
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